Bericht des Volkswirtschaftsdepartements zum Nachtrag des Einfihrungs-
gesetzes zum Bundesgesetz Uber die Landwirtschaft sowie zum bauerlichen
Boden- und Pachtrecht

vom 29. Mai 2007

1. Zusammenfassung

Die Weiterentwicklung der Agrarpolitik des Bundes (AP 2011), die Neugestaltung des

Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) sowie
die Neuausrichtung eigenstandiger kantonaler Massnahmen und Anderungen der Zu-

standigkeiten beim kantonalen Vollzug machen eine Anpassung der kantonalen Land-
wirtschaftsgesetzgebung notwendig.

Mit der AP 2011 werden die Bundesgesetze fiir die Landwirtschaft sowie Uber das bauer-
liche Boden- und Pachtrecht angepasst. Ein Grossteil dieser vorgesehenen Anderungen
bendtigt keine kantonale Gesetzesanpassung, da das Bundesrecht den Vollzug, welchen
es den Kantonen zuweist, abschliessend regelt. Einzig fur eine allféllige Mitfinanzierung
von Massnhahmen zur Verbesserung der nachhaltigen Nutzung der natirlichen Ressour-
cen wird eine Gesetzesgrundlage geschaffen. (Die Schlussabstimmung des eidgendssi-
schen Parlaments zur AP 2011 findet voraussichtlich im Juni 2007 statt.)

Durch die NFA ist die Landwirtschaft insbesondere in den Bereichen der Tierzuchtférde-
rung, der Subventionierung der Beratungskrafte, der Strukturverbesserungen und der
Wohnbauférderung betroffen. In einem Mantelerlass regelt der Kanton die grundsatzli-
chen Gesetzesanpassungen. Die landwirtschaftsspezifischen Belange hingegen sollen im
kantonalen Landwirtschaftsgesetz mit der Bundesgesetzgebung abgestimmt werden.
Durch den Wegfall der Finanzkraftzuschlage muss insbesondere fir Finanzhilfen bei den
Strukturverbesserungen auch die Zustandigkeit der Festlegung der kantonalen Gegen-
leistung geregelt werden.

Fur die Weiterentwicklung der kantonalen Férdermassnahmen wurden neben den agrar-
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen vor allem wirtschaftliche, soziale
und 6kologische Aspekte der Obwaldner Landwirtschaft berticksichtigt. Als wichtigste
Grundlage diente dabei das vom Regierungsrat und Kantonsrat im Jahre 2004 verab-
schiedete Agrarleitbild. In einem ersten Zwischenbericht vom 29. Dezember 2006 hat das
Amt fur Landwirtschaft und Umwelt die bisherige Zielerreichung der Umsetzung des Ag-
rarleitbildes aufgezeigt und den weiteren Handlungsbedarf abgesteckt.

Die bisherigen kantonalen Massnahmen zur Férderung der nachhaltigen und 6kologi-
schen Bewirtschaftung, der Tierzucht und des Viehabsatzes, des Absatzes von Produk-
ten mit innovativen Projekten und der Strukturverbesserungen haben sich bewahrt und
sollen weitergefuhrt werden. Zusétzlich wird eine Gesetzesgrundlage zur Unterstiitzung
der arbeitsteilige Jungviehaufzucht geschaffen.

Mit der Gesetzesanpassung kann der Kanton eigenstandig Strukturverbesserungsmass-
nahmen, namentlich die Sanierung und Erstellung von landwirtschaftlichen und nicht-
landwirtschaftlichen Wohnbauten im Berggebiet von Personen in bescheidenen Einkom-
mens- und Vermogensverhaltnissen mit Beitrdgen unterstitzen. Mit dem Inkrafttreten der
NFA wird die finanzielle Unterstiitzung des Bundes zur Verbesserung der Wohnverhalt-
nisse im Berggebiet wegfallen.

Wie in den anderen Kantonen wird aufgrund des sachlichen Zusammenhangs und der

neuen kantonalen Zustandigkeiten die Gesetzgebung des Boden- und Pachtrechts voll-
standig in das kantonale Landwirtschaftsgesetz eingebaut. Der Vollzug Ubernimmt dabei
vollumfanglich das Volkswirtschaftsdepartement beziehungsweise das Amt fir Landwirt-
schaft und Umwelt, wobei der Regierungsrat in Ausfliihrungsbestimmungen kantonale

Bedingungen und Auflagen insbesondere zur Gewerbedefinition, zur Selbstbewirtschaf-
tung, zur Zersttickelung und zum ortstiblichen Bewirtschaftungsbereich festlegt. Die Bo-



-2
denrechtskommission soll aufgeldst werden.
2. Notwendigkeit der Gesetzesanpassung

Das Bundesgesetz uber die Landwirtschaft (Landwirtschaftsgesetz, LwG) vom

29. April 1998 (SR 910.1) machte im Jahre 2001 eine Neufassung der kantonalen Land-
wirtschaftsgesetzgebung notwendig. Die alte stark aufgegliederte und umfangreiche kan-
tonale Landwirtschaftsgesetzgebung wurde vollstandig aufgehoben. Mit dem Einfiih-
rungsgesetz zum Bundesgesetz Uber die Landwirtschaft (Kantonales Landwirtschaftsge-
setz, KLwG) vom 26. Januar 2001 (GDB 921.1) wurde eine neue Gesetzesgrundlage fir
die Obwaldner Landwirtschaft geschaffen. Abgestiitzt auf das kantonale Landwirtschafts-

gesetz erliess der Regierungsrat folgende vier Ausfiihrungsbestimmungen:

— Ausfiihrungsbestimmungen Gber die Férderung der Tierzucht und des Viehabsatzes
vom 13. Februar 2001 (GDB 921.111);

— Ausfuhrungsbestimmungen tber die Strukturverbesserungen vom 20. Januar 2004

(GDB 921.112);

— Ausfiihrungsbestimmungen zur Forderung besonders umweltfreundlicher und nachhal-
tiger Bewirtschaftungsformen vom 19. Oktober 2004 (GDB 921.113);

— Ausfihrungsbestimmungen tber die Starthilfe zur Absatzférderung in der Landwirt-
schaft vom 24. September 2001 (GDB 921.114).

Folgende Griinde machen eine Anpassung des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes

notwendig:

o Weiterentwicklung der Agrarpolitik des Bundes (AP 2011) mit Anpassungen beim
Bundesgesetz Uber die Landwirtschaft, beim Bundesgesetz tiber das bauerliche
Bodenrecht (BGBB) vom 4. Oktober 1991 (SR 211.412.11), beim Bundesgesetz
Uber die landwirtschaftliche Pacht (LPG) vom 4. Oktober 1985 (SR 221.213.2);

¢ Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund
und Kantonen (NFA) mit Auswirkungen auf die Landwirtschaftsgesetzgebung;

¢ Neuausrichtung eigenstandiger kantonaler Massnahmen;
e Anderungen der Zustandigkeiten beim kantonalen Vollzug.

In Abstimmung mit dem Inkrafttreten der Bundesgesetze sollen die Anderungen des kan-
tonalen Landwirtschaftsgesetzes zeitgleich auf den 1. Januar 2008 in Kraft treten. Der
Regierungsrat hat deshalb die Uberarbeitung des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes in
seinem Gesetzgebungsprogramm (IAFP 2007 bis 2010) fir 2007 festgelegt.

2.1

Weiterentwicklung der Agrarpolitik des Bundes

Die Agrarpolitik 2011 (AP 2011) ist ein weiterer Schritt der seit 15 Jahren konsequent
verfolgten Reformen in der Landwirtschaft. Die AP 2011 umfasst die Zeitspanne von
2008 bis 2011. Gleichzeitig wird fur diese Zeitspanne auch der Finanzrahmen des Bun-
des fur die Landwirtschaft gesteckt.

Reformschritte der Landwirtschaftspolitik

AP 2002

AP 2007

AP 2011

1993 — 1998

1999 — 2003

2004 — 2007

2008 — 2011

Deregulierung

Deregulierung

Deregulierung

Deregulierung

»mehr Okologie* »mehr Markt" . Wettbewerbsfahigkeit” »Wettbewerbsfahigkeit”
» Einfuhrung produkte- » Abschaffung Preis- und » Aufhebung Milchkontin- Weiterer Abbau der
unabhangiger Direktzah- Absatzgarantien gentierung und vollstan- Marktstiitzung

lungen
» Preissenkungen

» Anreiz fur besondere
okologische Leistungen

» Umbau des Grenzschut-
zes (WTO)

» Aufhebung Butyra und
Késeunion

» Bindung Direktzahlungen
an okologischen Leis-
tungsnachweis

dige Liberalisierung des
Késemarkts mit Europa

» Versteigerung Fleisch-
importkontingente

» Anpassungen Struktur-

verbesserungen und so-

ziale Begleitmassnah-
men

Umlagerung der Mittel
der Marktstutzung zu
den Direktzahlungen

Reduktion der Mittel im
Zahlungsrahmen

Lockerung im Boden-
und Pachtrecht
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Das Kernelement der AP 2011 ist der Abbau der heute zur Preisstlitzung eingesetzten
Mittel und deren (teilweise) Umlagerung in produkteunabhé&ngige Direktzahlungen. Die
Exportsubventionen und die Mittel zur internen Marktstiitzung werden abgebaut. Zudem
werden die Zdlle fur Futtermittel gesenkt.

Die Strategie der AP 2011 wird mit den folgenden flinf Handlungsachsen verfolgt:

1. Die Konkurrenzfahigkeit von Produktion und Verarbeitung soll durch die Umlage-
rung von Marktstiitzungsmitteln in Direktzahlungen und durch Massnahmen zur
Kostensenkung verbessert werden.

2. Die gemeinwirtschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft sollen mit einem zielge-
richteten Direktzahlungssystem sichergestellt und die 6kologische Weiterentwick-
lung gefdrdert werden.

3. Die Wertschopfung und die nachhaltige Entwicklung des landlichen Raums soll
durch Erweiterung der Produktdifferenzierungsmaoglichkeiten und der Investitions-
hilfen sowie durch Unterstlitzung von gemeinschaftlichen Projektinitiativen gefor-
dert werden.

4. Der Strukturwandel soll sozial abgefedert und durch eine Lockerung des Boden-
und Pachtrechts geférdert werden.

5. Die Administration soll vereinfacht und die Kontrollen besser koordiniert werden.

Zur Umsetzung der Strategie und der Handlungsachsen wurden Anderungen insbeson-
dere beim LwG, beim BGBB und beim LPG notwendig. Das eidgendéssische Parlament
berat zurzeit die Gesetzesanderungen. Die Schlussabstimmung der Vorlagen ist voraus-
sichtlich im Juni 2007.

Fur die Agrarpolitik aber auch fur das Boden- und Pachtrecht ist hauptsachlich der Bund
zustandig. Er regelt grosstenteils die Landwirtschaftspolitik abschliessend. Anderungen in
der Bundesgesetzgebung wirken sich daher direkt auf die Landwirtschaft bzw. den kan-
tonalen Vollzug der Kantone aus. Die Aufgaben der Kantone umfassen im Wesentlichen
den Vollzug verschiedener Bundesmassnahmen sicherzustellen, diese kantonsspezifisch
zu erganzen und im Rahmen der finanziellen Méglichkeiten erganzend zu unterstitzen.

2.2 Neugestaltung Finanzausgleich

Auf den 1. Januar 2008 soll die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) in Kraft treten. Die dadurch notwendigen,
grundsatzlichen Gesetzesanpassungen regelt der Kanton in einem Mantelerlass mit dem
Gesetz Uber die Umsetzung der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Kantonen. Diese Vorlage wird 2007 im kantonalen Parlament
verabschiedet. Da das kantonale Landwirtschaftsgesetz fast gleichzeitig angepasst wer-
den muss, sollen die landwirtschaftsspezifischen Belange direkt im kantonalen Landwirt-
schaftsgesetz vorgenommen werden.

Die Landwirtschaft ist durch die NFA im Wesentlichen in den Bereichen der landwirt-
schaftlichen Strukturverbesserungen, der Tierzucht, der landwirtschaftlichen Beratung,
sowie der Verbesserung der Wohnverhdltnisse in Berggebieten betroffen.

2.2.1 Tierzucht

Die nationale Tierzuchtférderung wird der Bund in Zukunft im Sinne einer konsequenten
Entflechtung vollumfanglich Gbernehmen. Bisher war dies eine Verbundaufgabe zwischen
Bund und Kanton. Der Kanton wird dadurch jahrlich um Fr. 162 000.— (Basis: Voran-
schlag 2006) entlastet.

2.2.2 Beratung

Bei der Beratung tbernimmt der Bund in Zukunft die Mitgliederbeitrédge der Kantone an
die schweizerischen Beratungszentralen, andererseits fallt die Subventionierung der kan-
tonalen Beratungskrafte durch den Bund weg. Der Kanton muss dadurch Mitgliederbei-
trage in der Hohe von jahrlich Fr. 9 200.— nicht mehr bezahlen. Andererseits fallt fir den
Kanton die Subventionierung des Bundes in der Hohe von jahrlich Fr. 155 000.— (Basis:
Voranschlag 2006) weg.
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2.2.3 Strukturverbesserungen

Die Strukturverbesserungen sowie deren Finanzierung sollen auch in Zukunft eine Ver-
bundaufgabe zwischen Bund und Kanton bleiben. Bisher gab es zwei Finanzierungsfor-
men: Die Pauschalbeitrége sowie die prozentualen Beitrage. Neu sollen grossere Werke,
wie Ubrigens auch in anderen Bereichen ausserhalb der Landwirtschaft, mit sogenannten
Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kanton méglich werden.

2.2.4 Wohnbausanierung

Mit dem Inkrafttreten der NFA wird die finanzielle Unterstitzung des Bundes zur Verbes-
serung der Wohnverhaltnisse in Berggebieten (WS-Beitrage) wegfallen. Das eidgendssi-
sche Parlament hat das Bundesgesetz liber die Verbesserung der Wohnverhaltnisse in
Berggebieten vom 20. Mérz 1970 (SR 844) bis zur Inkraftsetzung der NFA auf Ende 2007
befristet. Der wegfallende Bundesbeitrag betrug bisher Fr. 480 000.—. Aufgrund der Fi-
nanzkraft hatte der Kanton die Halfte des Bundesbeitrags als Gegenleistung zu erbrin-
gen, namlich Fr. 240 000.—. Total betrugen die WS-Beitrage demnach Fr. 720 000.— (Ba-
sis: Voranschlag 2006).

2.2.5 Finanzkraftzuschlage

Mit der NFA fallen zudem die an die einzelnen Beitrage gebundenen Finanzkraftzuschla-
ge weg, die sich aus der Finanzkraft der Kantone ergaben. Als finanzschwacher Kanton
hatte Obwalden in der Vergangenheit die héchsten Zuschlage vom Bund. Dadurch wur-
den weniger kantonale Mittel beansprucht. Die Finanzkraftzuschlage stehen den Kanto-
nen zukunftig als freiverfugbare Mittel zur Verfugung. Finanzkraftzuschlage fallen in der
Landwirtschaft insbesondere bei den Strukturverbesserungsbeitragen ins Gewicht. Diese
betragen fur die Strukturverbesserungsbeitrage zurzeit rund Fr. 170 000.—.

2.3 Neuausrichtung kantonaler Fordermassnahmen

Aufgrund der veranderten agrarpolitischen Schwerpunkte durch die AP 2011 und auf-
grund der veranderten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen mus-
sen die eigenstandigen kantonalen Férdermassnahmen angepasst beziehungsweise
erganzt werden, was ebenfalls zu Anpassungen im kantonalen Landwirtschaftsgesetz
fuhrt.

2.4 Neue Zustandigkeiten beim Vollzug des Boden- und Pachtrechts

Im Rahmen der Weiterentwicklung der Departementsorganisation (Phase II) hat der Re-
gierungsrat ab 1. Januar 2005 den Vollzug des Boden- und Pachtrechts dem Amt fiir
Landwirtschaft und Umwelt zugeordnet. Aufgrund der fachlichen Néhe ist es sinnvoll, die
notwendigen kantonalen Gesetzesbestimmungen vollumféanglich in das kantonale Land-
wirtschaftsgesetz aufzunehmen. Bereits bisher enthielt das kantonale Landwirtschaftsge-
setz in Art. 25 eine bodenrechtliche Bestimmung zum Vorkaufsrecht.

3. Zielerreichung kantonaler Agrarpolitik

Der Regierungsrat hat in Abstimmung mit der eidgendssischen und kantonalen Agrarpoli-
tik 2004 fur die Obwaldner Land- und Alpwirtschaft ein kantonales Agrarleitbild erstellt,
welches der Kantonsrat einstimmig zur Kenntnis nahm.

Das Agrarleitbild analysiert die Obwaldner Land- und Alpwirtschaft anhand der wichtigs-
ten Kennzahlen. Es zeigt die sich verandernden agrarpolitischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen sowie die Mdglichkeiten der staatlichen Einfluss-
nahme und der finanziellen Unterstiitzung durch den Bund und den Kanton auf. Aufgrund
der Starken und Schwéchen der Obwaldner Land- und Alpwirtschaft werden verschiede-
ne Entwicklungspfade und einzelbetriebliche Strategien skizziert.

Mit Hilfe breit angelegter Befragungen und Sitzungen der direktbetroffenen Bauerinnen
und Bauern sowie deren Organisationen und verschiedenen Interessengruppen aus Ge-
werbe, Tourismus, Naturschutz, Politik, Konsumentenschaft und bei Jugendlichen wur-
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den fir das Agrarleitbild gemeinsam Zielsetzungen fiir die Land- und Alpwirtschaft entwi-
ckelt.

Mit Hilfe dieser partizipativ erarbeiteten Grundlagen hat der Regierungsrat fir die Ob-
waldner Land- und Alpwirtschaft im Agrarleitbild eine Vision, verschiedene Leitsatze mit
Zielen und konkreten Massnahmen formuliert.

In einem Zwischenbericht des Amtes fir Landwirtschaft und Umwelt vom 29. Dezember
2006 zur Zielerreichung (Controlling) wurde der bisherige Umsetzungsstand der im Agrar-
leitbild formulierten Zielsetzungen und der mdgliche weitere Handlungsbedarf, miteinge-
schlossen die gesetzlichen Anpassungen, aufgezeigt. Das Agrarleitbild sowie der Zwi-
schenbericht zur Zielerreichung bildete daher fir die Weiterentwicklung der kantonalen
Agrarpolitik mit dem Nachtrag des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes eine wichtige
Grundlage. Die wichtigsten Informationen des Zwischenberichts wurden in den vorliegen-
den Bericht eingebaut. (Der ausfuhrliche Zwischenbericht kann beim Amt fiir Landwirt-
schaft bezogen oder von der Homepage des Kantons unter www.obwalden.ch bei der
Rubrik Wirtschaft/Tourismus - Landwirtschaft heruntergeladen werden.)

4, Lage der Obwaldner Landwirtschaft

Fur die Festlegung kantonaler Fordermassnahmen sind fir die nachhaltige Entwicklung
neben den agrarpolitischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen vor allem wirt-
schaftliche, soziale und 6kologische Aspekte der Obwaldner Landwirtschaft zu beriick-
sichtigen.

4.1 Wirtschaftliche Ausgangslage

4.1.1 Struktur der Landwirtschaftsbetriebe

Im gesamtschweizerischen Vergleich ist die Obwaldner Landwirtschaft klein strukturiert
und aufgrund der klimatischen und topographischen Bedingungen vor allem auf Rind-
viehhaltung mit Milchproduktion ausgerichtet.

Strukturdaten der Obwaldner Landwirtschaftsbetriebe im Vergleich (2005)"

Obwalden Nidwalden Schweiz
Anzahl Betriebe insgesamt 774 (100%) 538 (100%) 63 627 (100%)
e Davon mit Direktzahlungenz’ 697 (90%) 489 (91%) 56 162 (88%)
e Davon Biobetriebe 201 (26%) 72 (13%) 6 350 (10%)
e Davon mit Milchkontingent 568 (73%) 383 (71%) 31 673 (50%)
Durchschnittliche LN 10,5 ha 11,6 ha 16,7 ha
Durchschnittliches MK® 60 647 kg 66 752 kg 95 958 kg

1) Quellen: Bundesamt fur Statistik (BfS); Bundesamt fiir Landwirtschaft (BLW). Das Jahr 2006 ist noch nicht ausgewertet; 2) Betriebe mit
Flachenbeitragen;3) Abkirzungen: LN = landwirtschaftliche Nutzflache; MK = Milchkontingent (Grundkontingent ohne Alpkontingent / Milch-
jahr 2004/2005)

Seit 2002 (Bezugsjahr fur die Erstellung des Agrarleitbilds) ist die durchschnittliche LN
der Obwaldner Betriebe, wie Uibrigens auch jene in Nidwalden, nur schwach um 0.4 ha
gestiegen. Gesamtschweizerisch nahm die LN je Betrieb hingegen in der gleichen Zeit-
spanne um 2.5 ha zu. Andererseits stieg das Milchkontingent in der gleichen Zeitspanne
in Obwalden um rund 6 000 kg, in Nidwalden um rund 2 500 kg und gesamtschweizerisch
um rund 4 000 kg. Trotz dieses merklichen Anstiegs liegt das Milchkontingent der Ob-
waldner Betriebe um rund 35 000 kg unter dem gesamtschweizerischen Durchschnitt. Die
geringe Flachenmobilitéat im Kanton hat verschiedene Grinde. Einerseits weiss man,
dass insbesondere in den Bergkantonen der Innerschweiz die Schollenverbundenheit
gross ist. Untersuchungen im Kanton im Rahmen der Erarbeitung des Agrarleitbildes ha-
ben ergeben, dass die Entscheidung, einen Landwirtschaftsbetrieb weiterzufiihren bezie-
hungsweise aufzugeben, nicht nur von wirtschaftlichen Rahmenbedingungen abhangt,
sondern auch personliche und familiare Uberlegungen wie Freude an der Arbeit mit der
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Natur, Selbststandigkeit, Berufsstolz u.a. mitentscheidend sind. Im Weiteren hemmen
gesetzliche Rahmenbedingungen des Bundes die Flachenmobilitat. Insbesondere sind es
die Direktzahlungsberechtigung selbst fir Kleinstbetriebe und die Liquidationsbesteue-
rung bei den Betriebsaufgaben.

4.1.2 Landwirtschaftliches Einkommen

Die betriebswirtschaftliche Lage der Landwirtschaft im Kanton hat sich weiter verschlech-
tert. Viele Landwirte kdnnen nur noch mit einem ausserlandwirtschaftlichen Nebenerwerb
Uberleben.

Einkommenslage der Obwaldner Landwirtschaft, 2005"

Jahr Landw. Einkommen | Nebeneinkommen? Gesamteinkommen
2000 Fr. 44 233.— Fr. 19 210.— Fr. 63 443.—

davon Lohn Fr. 12 168.—
2005 Fr. 40 202.— Fr. 23 905.— Fr. 64 107.—

davon Lohn Fr. 18 914 .—

1) Quelle: Lagebericht der Agrotreuhand Uri, Nid- und Obwalden, GmbH, Altdorf. 2) Das Nebeneinkommen umfasst das Einkommen aus
selbsténdiger nichtlandwirtschaftlicher Tatigkeit und die Kinderzulagen sowie der Lohn aus ausserlandwirtschaftlichen Tatigkeiten.

Das landwirtschaftliche Einkommen ist in den letzten Jahren stetig gesunken. Dieses liegt
um rund Fr. 15 000.— unter dem gesamtschweizerischen Durchschnitt. Es gilt auch zu
beachten, dass die oben aufgefuhrten durchschnittlichen landwirtschaftlichen Einkommen
jenen der ganzen Bauernfamilie mit rund 1.5 beschaftigten Familienarbeitskréften ent-
sprechen. Leider konnte der insbesondere durch sinkende Produktepreise verursachte
Einkommensruckgang nur in Einzelféllen durch strukturelle Anpassungen mit der Ver-
grésserung des Betriebes aufgefangen werden.

Das Gesamteinkommen ist aufgrund des steigenden Nebeneinkommens auf tiefem Ni-
veau stabil geblieben. Rund vier Fiinftel der Obwaldner Betriebe weisen ein zuséatzliches
ausserlandwirtschaftliches Einkommen aus. Der ausserlandwirtschatftliche Stundenlohn
ist selbst bei einer unqualifizierten Arbeit h6her als in der Landwirtschaft.

Durch weitere Marktéffnungen und die Umlagerung von Marktstiitzungen zu den Direkt-
zahlungen im Rahmen der AP 2011 wird das landwirtschaftliche Einkommen der auf die
Milchproduktion ausgerichteten Obwaldner Landwirtschaft weiter sinken. Berechnungen
des Amtes fur Landwirtschaft und Umwelt zeigen, dass das landwirtschaftliche Einkom-
men bei gleichbleibenden Betriebsstrukturen bis ins Jahr 2011 voraussichtlich um weitere
zehn Prozent sinken wird. Dies entspricht in der Zeitperiode von 2001 bis 2011 einem
Ruckgang von rund 20 Prozent bei gleichbleibendem Arbeitsaufwand.

Fur die Verbesserung der Einkommenslage stellen sich daher fir viele Landwirtschafts-
betriebe insbesondere die Fragen, ob der Betrieb vergréssert, wie der Nebenerwerb aus-
gebaut und das vorhandene ,Arbeitskapital* am effizientesten eingesetzt werden kdnnen.
Eine Effizienzsteigerung bei den erschwerten Bedingungen in der Berglandwirtschaft ist
oft nur durch eine intensivere Zusammenarbeit mit den Nachbarbetrieben mdglich.

4.1.3 Strukturwandel

Die Anzahl aller Landwirtschaftsbetriebe (einschliesslich Kleinstbetriebe) im Kanton Ob-
walden sank zwischen 2000 bis 2005 von 839 auf 774 Betriebe. Diese Abnahme ist pro-
zentual leicht tiefer als gesamtschweizerisch. Sowohl in Obwalden als auch gesamt-
schweizerisch wurden vor allem kleinere Betriebe (bis ungefahr funf ha) aufgegeben. Wie
gesamtschweizerisch hat auch in Obwalden einzig die Anzahl der Betriebe in der Gros-
senklasse von mehr als 20 ha von 36 Betriebe auf 51 Betriebe prozentual stark zuge-
nommen.

Betriebsentwicklung seit 2000

Obwalden Schweiz

Betriebe 2000 2005 2000 2005

Anzahl (Index) 839 (100) 774 (92) 70’537 (100) 63'627 (90)
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Strukturwandel bzw. Strukturanpassungen in der Landwirtschaft erfolgen aber auch, in-
dem Betriebe neu ausgerichtet werden, ohne dass sie aufgegeben werden. Aufgrund des
steigenden Drucks auf die Milchwirtschaft gaben beispielsweise zwischen dem Milchjahr
1999/2000 und 2004/2005 von den 704 Milchproduzenten 136 Betriebe die Milchproduk-
tion auf und stellten auf Aufzucht oder Mast um.

Wie der Bund rechnet auch der Kanton mit einem erhgéhten Strukturwandel mit einer ver-
starkten jahrlichen Abnahme der Betriebe. Der Strukturwandel mit der Aufgabe der Be-
triebe erdffnet auch die Mdglichkeit, dass die noch verbleibenden Betriebe wachsen kon-
nen, was aufgrund der unterdurchschnittlichen Betriebsflachenstrukturen der Obwaldner
Betriebe notwendig ist. Neben den personlichen und familiaren Uberlegungen wird vor
allem das Vorhandensein von ausserlandwirtschaftlichen Erwerbsmoglichkeiten bzw. die
Sogwirkung der Ubrigen Wirtschaft das Ausmass und das Tempo des Strukturwandels im
Kanton massgebend beeinflussen.

4.2 Soziale Auswirkungen

Der Strukturwandel mit Betriebsaufgaben erfolgte bisher meistens beim Generationen-
wechsel und kann somit als sozial vertraglich betrachtet werden. Dies trifft auch fir Be-
triebsaufgaben vor dem Generationenwechsel zu. Hier waren es meistens Betriebsleiter
bzw. Betriebsleiterinnen, die einen Zweitberuf hatten oder die sich im bereits ausgeibten
ausserlandwirtschaftlichen Nebenerwerb Fachwissen und Erfahrungen aneigneten, was
einen vertraglichen Umstieg in einen nichtlandwirtschaftlichen Haupterwerb ermdglichte.

Durch die sinkenden Einkommen in der Landwirtschaft wird der ausserlandwirtschaftliche
Nebenerwerb immer notwendiger. Dadurch steigen gleichzeitig die Arbeitsbelastung so-
wie die sozialen und psychischen Risiken fur die Bauernfamilien. Um die Doppelbelas-
tung Betrieb und Nebenerwerb vertraglicher zu machen, werden Bauernfamilien vermehrt
Uberbetrieblich mit Nachbarbetrieben zusammenarbeiten und/oder ihre Betriebe auf ar-
beitsextensivere Bewirtschaftungsformen ausrichten missen.

4.3  Okologische Lage

Mit den bisherigen Reformschritten konnten in den Bereichen der Okologie und des Tier-
wohls im Kanton grosse Fortschritte erzielt werden. 98 Prozent der LN im Kanton werden
nach den Anforderungen des 6kologischen Leistungsnachweises (OLN) bewirtschaftet,
davon sogar 32 Prozent der LN nach den Richtlinien des Biolandbaus. Nur gerade der
Kanton Graubtinden weist mit 56 Prozent beim Biolandbau einen héheren Anteil auf. Ge-
samtschweizerisch betragt der Bioanteil 11 Prozent. 1 139 ha beziehungsweise 10.9 Pro-
zent der LN sind 6kologische Ausgleichsflachen (2005). Die vom Bund vorgegebenen
agrarokologischen Ziele wurden demnach gut erreicht. Weiterer kantonsspezifischer
Handlungsbedarf wird im Kommentar zu Art. 9 aufgezeigt.

5. Bisherige Férdermassnahmen

Die meisten landwirtschaftspolitischbezogenen rechtlichen Rahmenbedingungen werden
auf Bundesebene geregelt. Entsprechend stellt auch der Bund den Grossteil der finan-
ziellen Unterstitzung bereit. Die kantonale Agrarpolitik muss sich in erster Linie darauf
konzentrieren, die Leistungen des Bundes zielgerichtet einzusetzen. Sie kann aber auch
die kantonsspezifischen Bedirfnisse der Landwirtschaft durch kantonale Massnahmen
und entsprechender finanzieller Unterstiitzung ergénzen.

Im Nachfolgenden werden die Férdermassnahmen nach Finanzierungsart in drei Grup-
pen aufgelistet: Es sind dies Férdermassnahmen, welche der Kanton selber finanziert
(Kap. 5.1), Férdermassnahmen, welche der Bund und der Kanton im Verbund finanzieren
(Kap. 5.2) und Férdermassnahmen, welche ausschliesslich der Bund finanziert

(Kap. 5.3).

(Nachfolgend ist zu beachten, dass sich die in Kapitel 5 vorgenommene Bezeichnung der
Artikelnummern auf das zurzeit glltige kantonale Landwirtschaftgesetz bezieht.)
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5.1 Kantonale Férdermassnahmen ohne Mitbeteiligung des Bundes

Die Landwirtschaft wird in folgenden Bereichen mit kantonalen Beitragen ohne Mitbeteili-
gung des Bundes finanziell unterstuitzt:

e Fdrderung der nachhaltigen Bewirtschaftung (Art. 9 KLwWG)
e FoOrderung der Tierzucht und des Viehabsatzes (Art. 10 Abs. 2 KLWG)
e Fdrderung des Absatzes innovativer Projekte (Art. 14 Abs. 2 KLwG)

5.1.1 Forderung nachhaltiger Bewirtschaftungsformen (Art. 9 KLwG)

Ein Schwergewicht der Beratung der letzten Jahre war die Okologisierung der Landwirt-
schaft mit der Forderung besonders umweltfreundlicher und nachhaltiger Bewirtschaf-
tungsformen sowie der besonders tierfreundlichen Haltungsformen. Die im Vergleich zu
andern Kantonen hohe Beteiligung an den entsprechenden Programmen lassen den
Schluss zu, dass die Beratung das Verhalten der Landwirtschaft entscheidend beeinflusst
hat.

Gestutzt auf die Ausfihrungsbestimmungen zur Férderung besonders umweltfreundlicher
und nachhaltiger Bewirtschaftungsformen hat der Kanton von 2001 bis 2004 die Umstel-
lung auf Biolandbau mit flachenbezogenen Beitragen (Fr. 135.— je ha LN Grinland) un-
terstutzt. Die Beratung und der Anreiz der Umstellungsbeitrédge sowie vor allem die
marktwirtschaftliche Entwicklung mit der grossen Nachfrage und den sehr guten Produ-
zentenpreisen fur Biomilch haben einen grossen Teil der Obwaldner Landwirte bewogen,
auf Biolandbau umzustellen.

Als Folge der Marktséttigung bei den Bioprodukten, verbunden mit sinkenden Produzen-
tenpreisen, hat der Regierungsrat 2004 die Unterstitzung fur die Umstellung auf Bioland-
bau eingestellt und andere besonders umweltfreundliche und nachhaltige Forderbereiche
festgelegt. Seit 2004 werden die Beschaffung von Schleppschlauchverteilanlagen zum
verlust- und geruchsarmen Hofdiingereinsatz sowie seit 2005 die Verbesserung der bio-
logischen Qualitat auf 6kologischen Ausgleichsflachen zusatzlich zu den Beitrdgen nach
der Oko-Qualitatsverordnung (OQV) vom 4. April 2001 (SR 910.14) finanziell unterstiitzt.

Die Beitrdge an die Anschaffung von uberbetrieblich eingesetzten Schleppschlauchvertei-
lern betragen Fr. 3 000.— bis Fr. 5 000.— pro Anlage. Bisher wurden zehn Anlagen unter-
stitzt. (Im Einsatz stehen jedoch mehr als zehn Anlagen.) Dadurch konnte eine spirbare
Verminderung der Ammoniakverluste und der Geruchsemissionen sowie ein vermehrter
Uberbetrieblicher Einsatz solcher Anlagen erwirkt werden. Beitrdge von Fr. 100.— je ha
zur Forderung der biologischen Qualitat wurden auf 484 ha (2006) Okoflachen ausbe-
zahlt. Auch kénnen konkrete Massnahmen zur Verbesserung der 6kologischen Qualitat
(z.B. Neuerstellung von Teichen, Trockenmauern u.a.) unterstitzt werden. Bisher wurden
solche Massnahmen erst vereinzelt im kleinen Rahmen unterstitzt.

Nicht durch die Landwirtschaftsgesetzgebung, sondern durch die Natur- und Heimat-
schutzgesetzgebung, insbesondere gestitzt auf die Verordnung tber den Natur- und
Landschaftsschutz (Naturschutzverordnung) vom 30. Marz 1990 (GDB 786.11) werden
weitere Massnahmen zur Verbesserung der 6kologischen Nachhaltigkeit geférdert. Dort
sind vor allem auch die Unterstltzungsmadglichkeiten flr Naturschutzzonen und fur natur-
nahe Landschaftselemente wie beispielsweise Hecken, Feldgehotlze und Hochstamm-
obstbdume geregelt. Da dies nicht die vorliegende Gesetzesanpassung betrifft und in die
Zustandigkeit des Bau- und Raumentwicklungsdepartements fallt, wird darauf nicht ndher
eingegangen.

5.1.2 Foérderung Tierzucht und Viehabsatz (Art. 10 Abs. 2 KLwG)

Die Tierzucht mit der Milchproduktion ist das Ruckgrat der Obwaldner Landwirtschaft und
bedeutend fir die Einkommensbildung unserer Landwirtschaftsbetriebe. Aufgrund der
zentralen Bedeutung unterstitzt der Kanton die Férderung der kantonalen Tierzucht mit
jahrlichen Beitragen von Fr. 80 000.— an die traditionellen Klein- und Grossviehausstel-
lungen. Diese Viehschauen sind einerseits wichtige Standortbestimmungen fir den Zich-
ter, auf der anderen Seite haben sie auch eine grosse kulturelle Bedeutung und bilden
eine ideale Plattform fir das Gesprach mit der nichtbauerlichen Bevoélkerung. Die Organi-
sation und Durchfiihrung der Viehausstellungen wurde 2002 an die bauerlichen Organi-
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sationen ausgelagert.

Im Weiteren unterstiitzt der Kanton den Viehabsatz an den Schlachtviehmarkten. Jahrlich
werden zehn bis zwolf Schlachtviehmarkte und sechs bis acht Schlachtschafmérkte
durchgefihrt. Diese Markte sind fir die Berglandwirtschaft wichtig, denn sie ermdglichen
eine grosstmadgliche Preistransparenz im Handelsgeschehen. Offentliche Markte mit ei-
nem regelmassigen Angebot fordern die Qualitat und bieten dem Produzenten die
hdchstmdgliche Absatzsicherheit. Dank der Versteigerung profitiert der Produzent von
einer eindeutig besseren Wertschépfung und jeder Betrieb hat, unabhangig von dessen
Lage oder Zufahrt, die gleichen Vermarktungschancen. Durch das vielseitige Angebot hat
aber auch der Kaufer die Mdglichkeit gezielt fir seine Abnehmerschaft die entsprechen-
den Tiere auszuwéhlen. Seit 2001 sind die Organisation und Durchfiihrung der Schlacht-
viehmaérkte an den Obwaldner Bauernverband ausgelagert.

Der jahrliche Beitrag an die Schlachtviehmarkte betragt seit 2005 Fr. 50 000.—, nachdem
dieser bei der Verzichtsplanung im Rahmen der Generellen Aufgabeniberprifung (GAP)
von Fr. 145 000.— um Fr. 95 000.— gekirzt wurde. Die Anzahl der an den Schlachtvieh-
markten abgesetzten Schlachttiere der Rindergattung hat vor allem seit 2005 verstarkt
abgenommen. Betrug die Auffuhr von 2001 bis 2005 noch jahrlich rund 730 Tiere, so
wurden 2005 nur noch 518 und 2006 nur noch 476 Tiere aufgefuhrt. Die Auffuhr der
Schlachtschafe hingegen blieb mit jahrlich rund 1 000 Tieren mehr oder weniger gleich.

5.1.3 Forderung Absatz innovative Projekte (Art. 14 Abs. 2 KLwWG)

Seit 2001 unterstitzt der Kanton mit nicht riickzahlbaren Beitragen landwirtschaftliche
Projekte im Bereich der Absatzférderung, wenn diese die Wertschépfung sichern oder
steigern, auf Innovation beruhen und im regionalwirtschaftlichen Interesse liegen. Erfreu-
licherweise konnten bisher zwoIf Projekte unterstuitzt werden. Landwirte aber auch Verar-
beiter wussten ihre Eigenverantwortung und ihren unternehmerischen Spielraum, die sie
mit der neuen Agrarpolitik zurtickerhalten haben, geschickt zu nutzen. Insgesamt wurden
bis Ende 2006 Starthilfebeitrage von insgesamt Fr. 98 000.— ausbezahlt, wobei sich die
Beitragshohe je Projekt zwischen Fr. 3 000.— und Fr. 18 000.— bewegte.

5.1.4 Ubersicht kantonaler Férdermittel
Kantonale Finanzmittel nach Forderbereichen

Foérderbereiche Voranschlag 2006 |Voranschlag 2007
Nachhaltige Bewirtschaftungsformen (Art. 9) Fr. 70 000.— Fr. 70 000.—
Tierzucht (Art. 10) Fr. 80 000.— Fr. 80 000.—
Schlachtviehabsatz (Art. 10) Fr. 50 000.— Fr. 50 000.—
Absatz innovative Projekte (Art. 14) Fr. 30 000.— Fr. 20 000.—
Total Fr. 230 000.— Fr. 220 000.—

5.2. Fordermassnahmen im Verbund mit dem Bund

Es gibt eine Reihe von Férdermassnahmen, bei welchen der Bund eine finanzielle Leis-
tung erbringt, sofern sich auch der Kanton mit einer finanziellen Gegenleistung daran
beteiligt. Im Nachfolgenden wird auch die Férderung der Wohnbausanierung aufgefuhrt,
da sie neu in der kantonalen Landwirtschaftsgesetzgebung geregelt werden soll.
Es sind dies die Forderung der

e nationalen Tierzuchtférderung (Art. 10 Abs. 1 KLWG);

e Dbiologischen Qualitdt und Vernetzung von 6kologischen Ausgleichsflachen
(Art. 11 Abs. 1 KLWG);

e Strukturverbesserungen (Art. 12 und Art. 18 Abs. 1 KLwG);

e Wohnbausanierungen (Verordnung lber die Verbesserung der Wohnverhéltnisse
in Berggebieten vom 18. April 2002; GDB 880.21).

e Betriebshilfe (Art. 16 Abs. 1)
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Als weitere Verbundaufgabe kann die kantonale land- und hauswirtschatftliche Beratung
(Art. 8 Abs. 1) betrachtet werden, indem die kantonalen Beratungskrafte durch den Bund
subventioniert werden, da sie wesentlich mithelfen die neue Agrarpolitik des Bundes um-
zusetzen.

5.2.1 Nationale Tierzuchtférderung (Art. 10 Abs. 1 KLWG)

Der Bund unterstitzt die anerkannten Zuchtorganisationen mit Beitragen, sofern der Kan-
ton sich auch daran beteiligt. Der Tierzucht als Grundlage einer wirtschatftlichen Tierpro-
duktion und damit einer kostengunstigen Produktion von Milch und Fleisch kommt nicht
nur kantonal, sondern auch national grosse Bedeutung zu. Effiziente Zuchtprogramme
sind fur die Verbesserung der Konkurrenzfahigkeit der Tierproduktion und damit fir die
Landwirtschaft von grosser Bedeutung. Die Tierzuchtférderung wird in den meisten L&n-
dern, insbesondere auch in den EU-Staaten und den USA, staatlich unterstutzt. Mit den
Bundes- und Kantonsbeitragen werden die allgemeine Tierzuchtférderung, die Leis-
tungserhebungen, die Herdebuchfiihrung und die Zuchtwertschatzungen unterstitzt. Die
Beteiligung des Kantons an die nationale Tierzuchtférderung betragt Fr. 162 000.— (Vor-
anschlag 2006).

5.2.2 Forderung Okoqualitat (Art. 11 Abs. 1 KLWG)

Um die natlrliche Artenvielfalt zu erhalten und zu férdern, unterstitzt der Bund auf land-
wirtschaftlichen Nutzflachen unter bestimmten Bedingungen 6kologische Ausgleichsfla-
chen von besonderer biologischer Qualitat und die Vernetzung von dkologischen Aus-
gleichsflachen mit Finanzhilfen von je Fr. 500.— je ha. Die bundesrechtliche Abstiitzung
bildet dabei die Oko-Qualitatsverordnung.

Die Beteiligung des Kantons h&ngt von der Finanzkraft ab und betragt zurzeit 10 Prozent,
d.h. also Fr. 50.— je ha.

2006 erfullten 484 ha bzw. 5.9 Prozent der LN die Anforderungen der biologischen Quali-
tat. Zudem wurden 2006 in einem Perimeter von 1 415 ha LN insgesamt 172 ha 6kologi-
sche Ausgleichsflachen vernetzt.

5.2.3 Strukturverbesserungen (Art. 12 und Art. 18 Abs. 1 KLwG)

Die Forderung der Strukturen und somit der Produktionsgrundlagen ist eine zentrale Auf-
gabe der Agrarpolitik. Dazu gehdéren insbesondere die Férderung von Massnahmen im
Bereich des landwirtschaftlichen Hochbaus (Okonomiegeb&ude, Alpgebaude), des Tief-
baus (Erschliessungen wie Wege und Seilbahnen) und der Wasserversorgungen sowie
der Wiederinstandstellung bei Unwettern (z.B. Unwetter 2005). Priméare Anliegen dieser
Unterstitzung sind die Senkung der Produktionskosten und somit die Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit sowie die Arbeitserleichterung auf den Betrieben.

Als Investitionshilfen stehen Beitrage (Subventionen, nicht riickzahlbar) mit Beteiligung
von Bund und Kanton und Investitionskredite (IK, zinslose, riickzahlbare Darlehen) mit
alleiniger Beteiligung des Bundes zur Verfugung (vgl. Kap. 5.3.2). Die Investitionshilfen
stehen nur fir Massnahmen auf langfristig existenzfahigen Betrieben zur Verfigung.

Die Beteiligung des Kantons bei den Beitragen hangt von der Finanzkraft ab und betragt
zurzeit 70 Prozent des Bundesbeitrags.

5.2.4 Wohnbausanierung

Gestitzt auf das Bundesgesetz lber die Verbesserung der Wohnverhaltnisse in Bergge-
bieten vom 20. Marz 1970 (SR 844) unterstitzt der Bund und der Kanton seit 1970 die
Sanierung und die Neuerstellung von Wohnraum von einkommensschwachen Haushal-
ten im Berggebiet mit nicht riickzahlbaren Beitrdgen. Zurzeit werden 30 Prozent der bei-
tragsberechtigten Baukosten unterstiitzt, jedoch hdchstens Fr. 300 000.— bei einer Woh-
nung und hoéchstens Fr. 400 000.— bei zwei Wohnungen. Dies ergibt demnach bei einer
Wohnung eine finanzielle Unterstiitzung von hochstens Fr. 90 000.— und bei zwei Woh-
nungen von hdchstens Fr. 120 000.—. In den letzten Jahren wurden jahrlich acht bis neun
Wohnbauten unterstiitzt. Obwohl die Beitrdge auch fiir nichtlandwirtschaftliche Wohnbau-
ten zur Verfigung stehen, wurden in den letzten Jahren mit diesen Beitragen fast aus-
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schliesslich landwirtschaftliche Wohnbauten unterstitzt. Die Beteiligung des Kantons
hangt von der Finanzkraft ab und betragt zurzeit 50 Prozent des Bundesbeitrags.

5.2.5 Landwirtschaftliche Beratung (Art. 8 KLwWG)

Zur Forderung der berufsbezogenen Kenntnisse und Fahigkeiten in der Land- und Alp-
wirtschaft sowie der bauerlichen Hauswirtschaft und zur Umsetzung der agrarpolitischen
Massnahmen von Bund und Kanton fuhrt der Kanton einen landwirtschaftlichen Bera-
tungsdienst. Die Beratungskrafte werden jahrlich mit rund Fr. 160 000.— vom Bund sub-
ventioniert. Die Nachfrage nach den Beratungsleistungen ist sehr gut. In den letzten drei
Jahren besuchten jahrlich rund 1 700 Personen die Beratungs- und Weiterbildungsveran-
staltungen. Eine besondere Bedeutung kommt dabei auch der alpwirtschaftlichen Bera-
tung zu. Die Alpwirtschaft sichert nicht nur vielen Bauernfamilien die Existenzgrundlage.
Sie leistet auch einen wesentlichen Beitrag zur Pflege von rund einem Viertel der Kan-
tonsflache.

5.2.6 Betriebshilfedarlehen (Art. 16 Abs. 1)

Als weitere Fordermassnahme im Verbund mit dem Bund kdénnen die Betriebshilfedarle-
hen betrachtet werden. Der Kanton hat sich dabei bei einer Aufstockung des Darlehens

mit 20 Prozent des Bundesbeitrags zu beteiligen. Die letzte Aufstockung mit Kantonsbei-
tragen in der Hohe von Fr. 30 000.— gab es 2003.

Die zinslosen Betriebshilfedarlehen werden den Betrieben gewéhrt, um eine unverschul-
dete finanzielle Bedrangnis zu beheben oder bestehende verzinsliche Darlehen abzul6-
sen. Der Bestand des Betriebshilfefonds des Kantons betragt per Ende 2006

Fr. 2 790 131.—. Aufgrund von restriktiven Bestimmungen des Bundes konnten wie in
anderen Kantonen in den letzten Jahren nur wenige Darlehen gewahrt werden.

5.2.7 Jahrliche finanzielle Mittel bei Verbundaufgaben
Finanzmittel von Bund und Kanton bei Verbundaufgaben nach Foérderbereichen

Voranschlag 2006 Voranschlag 2007
Forderbereiche Bund Kanton Bund Kanton

(Fr.) (Fr.) (Fr.) (Fr.)
Tierzucht (national)” 162 000 160 000
Biologische Qualitat 225 000 25 000 234 000 26 000
Okologische Vernetzung 95 000 6 000 146 000 10 000
Strukturverbesserungenz) 965 000 675 000 965 000 675 000
Wohnbausanierung 480 000 240 000 240 000? 120 000%
Beratung -155 000” -145 000

" Die Bundesbeitrage fliessen direkt an die Organisationen

2 ohne ausserordentliche Beitrage fuir das Unwetter 2005

3 Infolge Budgetkiirzung beim Bund musste auch der Kantonsbeitrag 2007 herabgesetzt werden
4 Subventionierung der kantonalen Stellenprozente fiir die Beratung (Ertrag)

5.3 Fordermassnahmen mit alleinigen Bundesmitteln

Als wichtigste Férdermassnahme fur die Landwirtschaft, die der Bund selber finanziert,
gelten die Direktzahlungen und die Investitionskredite. Der Kanton ist dabei ausschliess-
lich fir den Vollzug zustandig.

5.3.1 Direktzahlungen

Die Direktzahlungen umfassen die allgemeinen Direktzahlungen zur Abgeltung gemein-
wirtschaftlicher Leistungen sowie die Okobeitrage zur Abgeltung besonderer Leistungen
in den Bereichen der Okologie und der Nutztierhaltung sowie die Sémmerungsbeitrage.
Das materielle Recht dazu regelt der Bund abschliessend.
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Direktzahlungen der Landwirtschaft (alleinige Bundesmittel)

Direktzahlungen Voranschlag 2006 Voranschlag 2007
Allgemeine Direktzahlungen Fr. 20 780 000.— Fr. 21 680 000.—
Okobeitrage Fr. 3300 000.— Fr. 3400 000.—
SOmmerungsbeitrage Fr. 2 750 000.— Fr. 2 750 000.—
Total Fr. 26 830 000.— Fr. 27 830 000.—

5.3.2 Investitionskredite

Die Investitionskredite stehen als zinslose, rickzahlbare Darlehen zur Férderung von
Strukturverbesserungsmassnahmen zur Verfiigung (siehe Kap. 5.2.3). Zusatzlich kdnnen
mit diesen Mitteln auch Starthilfedarlehen zur Ubernahme der Betriebsfilhrung von exis-
tenzfahigen Landwirtschaftsbetrieben ausgerichtet werden. Die Bundesmittel betragen fur
den Kanton per Ende 2006 Fr. 27 526 623.—, wovon 2006 Kredite von Fr. 3 233 000.—
neu ausbezahlt wurden.

5.3.3 Umschulungsbeihilfen

Diese Unterstlitzung des Bundes in Form von Beitragen an die Umschulung und als Le-
benskostenbeitrage kann beansprucht werden, wenn in einen nichtlandwirtschaftlichen
Beruf umgestiegen wird. Wichtigste Voraussetzung dazu ist aber, dass der Betrieb auf-
gegeben wird. Diese Mdglichkeit besteht seit 2004, wurde aber im Kanton Obwalden bis-
her aufgrund der restriktiven Bestimmungen des Bundes nicht genutzt. Auch gesamt-
schweizerisch ist die Nachfrage aus den selben Grinden sehr gering. Seit 2004 bis 2006
wurden gesamtschweizerisch nur gerade fir zehn Gesuchsteller Umschulungsbeihilfen
gesprochen.

6. Personelle und finanzielle Auswirkungen des Nachtrags

6.1 Personelle Auswirkungen

Aus dem Nachtrag des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes ergibt sich kein zusatzlicher
personeller Bedarf. Trotz neuer Vollzugsaufgaben, insbesondere im Boden- und Pacht-
recht, kdnnen die Aufgaben ohne zusatzliche Stellenprozente erbracht werden, da bereits
bisher ein Grossteil des Vollzugs des Boden- und Pachtrechts Uber das Sekretariat der
Bodenrechtskommission, welches das Amt fir Landwirtschaft und Umwelt inne hat, erle-
digt werden. Andererseits kénnen durch das Zusammenfuhren verschiedener Voll-
zugsaufgaben im Amt fur Landwirtschaft und Umwelt sowie durch Vereinfachungen im
Vollzug, die sich unter anderem auch aus der Anpassung der Bundesgesetzgebung mit
der AP 2011 ergeben, zeitsparende Synergien genutzt werden.

6.2 Finanzielle Auswirkungen (Vergleichsbasis: Voranschlag 2006)

Die vorgeschlagenen Anderungen des kantonalen Landwirtschaftsgesetzes haben in der
Investitionsrechnung im Vergleich zum Voranschlag einen Mehraufwand zur Folge. Die-
ser Mehraufwand ergibt sich aus den neu vorgesehenen Strukturverbesserungsbeitrdgen
zur Unterstitzung der Erstellung und Sanierung von Wohneigentum im Berggebiet.

6.2.1 Auswirkungen NFA

Durch die Ubernahme der Beitrage fiir die nationale Tierzuchtférderung und die nationa-
len Beratungszentralen durch den Bund wird der Kanton um Fr. 170 100.— entlastet. An-
dererseits leistet der Bund keine Beitrage mehr an die kantonalen Beratungskrafte in der
Hohe von Fr. 155 000.—. Daraus ergibt sich eine Entlastung des Kantons um Fr. 15 100.—.

Im Ubrigen fallen die Finanzkraftzuschlage weg, die dem Kanton bzw. der Landwirtschaft
aber wieder als nicht gebundene Beitrage zur Verfliigung stehen.

Mit der NFA fallen die Wohnbausanierungsbeitrdge (WS-Beitrdge) des Bundes weg. Bis
2006 stellte der Bund dem Kanton Fr. 480 000.— zur Verfiigung und der Kanton hatte eine
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Gegenleistung von Fr. 240 000.— zu erbringen. Demnach standen dem Kanton jahrlich
Fr. 720 000.— zur Verfiigung. Es ist vorgesehen, einen Teil der zuséatzlichen Mittel von
den bisherigen Strukturverbesserungsbeitragen fiir Okonomiegebaude bzw. von den
durch die NFA frei verfigbar werdenden Finanzkraftausgleichsbeitrdgen zur Unterstit-
zung von Wohnbauten umzulagern. Dies hat jedoch gleichzeitig zur Folge, dass dadurch
nicht mehr alle dem Kanton fiir Okonomiegebaude zur Verfiigung stehenden Bundesbei-
trage ausgeschopft werden konnen.

6.2.2 Auswirkungen bei weiteren Bereichen

Die weiteren Anpassungen im kantonalen Landwirtschaftsgesetz haben keine zuséatzli-
chen Finanzmittel zur Folge. Fur die zusatzlichen Massnahmen werden finanzielle Mittel
innerhalb des bisherigen Finanzrahmens der Landwirtschaft umgelagert.

7. Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln

Titel, Ingress

Wie in andern Kantonen wird aufgrund des sachlichen Zusammenhangs die Gesetzge-
bung zum b&uerlichen Boden- und Pachtrecht vollumfanglich in das kantonale Landwirt-
schaftsgesetz integriert. Aus den gleichen Uberlegungen wurde die Zustandigkeit des
Vollzugs des Boden- und Pachtrechts im Rahmen der Departementsreorganisation (Pha-
se |l) bereits seit dem 1. Januar 2005 dem Amt fur Landwirtschaft und Umwelt zugewie-
sen. Da das kantonale Landwirtschaftsgesetz schon bisher eine Bestimmung zum b&uer-
lichen Bodenrecht (Art. 23) enthielt, ist der Ingress nur noch mit dem Bundesgesetz tber
die landwirtschaftliche Pacht (LPG) zu erganzen.

Dementsprechend muissen auch Art. 1 Abs. 1, Art. 3 Abs. 1 Bst. a, Art. 4 Abs. 1 Bst. a
und e, Art. 5 und Art. 6 Abs. 2 angepasst werden.

Art. 1 Abs. 2

Die meisten Landwirtschaftsbetriebe sind auch heute noch Familienbetriebe. Damit ande-
re Betriebsformen, wie beispielsweise Betriebe von nicht verheirateten Betriebsleitern
ohne Familie nicht ausgeschlossen werden, wird der Begriff weitergefasst.

Art. 2 Abs. 1 Bst. a

Die Erganzung mit den Programmvereinbarungen ergibt sich aus der Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA).

Art. 3 Regierungsrat

Die meisten Anpassungen in Art. 3 ergeben sich aus den Anderungen in den nachfolgen-
den Artikeln. Demnach wird dort darauf eingegangen. (Es wird im Gesetzestext sowie
nachfolgend im Bericht auf die entsprechenden Artikel hingewiesen.)

Art. 3 Abs. 1 Bst. a
Vergleiche Bemerkungen zu Art. 2 Abs. 1 Bst. a.
Art. 3 Abs. 1 Bst. b (alt)

Die Bestimmung kann gestrichen werden, da die Kostenbeteiligung bei landwirtschaftli-
chen Beratungen mittlerweile in der Verordnung zum Allgemeinen Gebilihrengesetz vom
21. April 2005 (GDB 643.11) geregelt wird. Mit den Ausfiihrungsbestimmungen zum All-
gemeinen Gebihrengesetz vom 7. Juni 2005 (GDB 643.111) wurden zudem die Ausfih-
rungsbestimmungen zur Kostenbeteiligung bei landwirtschaftlichen Beratungen bereits
aufgehoben.

Art. 3 Abs. 1 Bst. b

Fur die Wahl der Landwirtschaftskommission soll neu der Regierungsrat und nicht mehr

das Volkswirtschaftsdepartement zustandig sein. Die Kommission erhalt mit dem Boden-
und Pachtrecht erweiterte Beratungsaufgaben. Ahnliche in der Gesetzgebung verankerte
Kommissionen (z.B. die Bildungskommission) werden ebenfalls auf Regierungsstufe ge-
wahlt.
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Art. 3 Abs. 1 Bst.cundd

Vergleiche Kommentar zu Art. 9.

Art. 3 Abs. 1 Bst. e

Vergleiche Kommentar zu Art. 10.

Art. 3 Abs. 1 Bst. fund k

Falls bei der Finanzierung der Massnahmen nach Bst. f und Bst. k der Kanton die vom
Bund vorgeschriebene kantonale Mindestleistung erhdhen will, fallt dies in die Kompetenz
des Regierungsrats. Eine Erh6hung kann unter Umstanden angezeigt sein. Beide Mass-
nahmen sind einerseits mit der NFA vom Wegfall der Finanzkraftzuschlage betroffen, was
zu tieferen Bundesbeitragen fuhrt. Andererseits kann eine Erh6hung der kantonalen Min-
destleistung bei Massnahmen nach Bst. k im wirtschaftlichen Interesse geméss Art. 18
liegen. Vergleiche zusatzlich Kommentar zu Art. 18.

Art. 3 Abs. 1 Bst. i
Vergleiche Kommentar zu Art. 14 Abs. 2.
Art. 3 Abs. 1 Bst. |

Die Auflagen und Bedingungen fir die Gewahrung von kantonalen, eigenstandigen Struk-
turverbesserungsbeitragen nach Art. 17 Abs. 2 und Abs. 3 legt der Regierungsrat fest. Es
handelt sich hier insbesondere um Bestimmungen zur Beitragsberechtigung, zur Bei-
tragshohe, zu den finanziellen Folgen bei der Zweckentfremdung und zur Ruckerstattung
der Beitrage bei Nichteinhalten der Bestimmungen. Vergleiche zusétzlich Kommentar zu
Art. 17 Abs. 2 und Abs. 3.

Art. 3 Abs. 1 Bst. | (alt)

Die Bestimmung zur Wahl der Bodenrechtskommission kann gestrichen werden, da das
b&auerliche Boden- und Pachtrecht neu vom zusténdigen Amt fir Landwirtschaft und Um-
welt vollzogen werden soll. In sdmtlichen Innerschweizer Kantonen ist bereits heute der
Vollzug so geregelt. Bisher wurden die Aufgaben der Bodenrechtskommission in den
Ausfuhrungsbestimmungen zum Bundesgesetz Uiber das bauerliche Bodenrecht vom

21. Dezember 2004 (GDB 925.111) und in den Ausfuhrungsbestimmungen tber die land-
wirtschaftliche Pacht vom 21. Dezember 2004 (GDB 220.414) geregelt. Die Bodenrechts-
kommission unterstand direkt dem Regierungsrat, das Sekretariat fihrte das Amt fur
Landwirtschaft und Umwelt.

Da es sich bei den Aufgaben im Boden- und Pachtrecht um klassische Vollzugsaufgaben
handelt, die sich insbesondere aus der Bundesgesetzgebung ergeben und dem Kanton
kaum Handlungsspielraum offen lassen, wurden die Bodenrechtskommissionen in fast
allen Schweizer Kantonen bereits friiher aufgeldst. Die noch vom Kanton festzulegenden
Auflagen und Bedingungen regelt der Regierungsrat in Ausfiihrungsbestimmungen. (Ver-
gleiche dazu Art. 3 Abs. 1 Bst. n und 0.) Die AP 2011 hebt voraussichtlich zudem Be-
stimmungen auf, die bis anhin die Bodenrechtskommission zu bewilligen hatte. Zur Dis-
kussion stehen die Aufhebung der Belastungsgrenze und die Aufhebung der Einspra-
chemdglichkeit bei Pachtzinsen bei Grundstiicken. Auch haben durch den direkten Zugriff
der Amtsstellen zu den geographischen Informationssystemen die Ortskenntnisse von
Kommissionsmitgliedern an Bedeutung verloren. Durch den Vollzug durch das zustandi-
ge Amt kdnnen die Entscheide schneller geféllt werden, da die Wartezeiten zwischen den
Sitzungen der Bodenrechtskommission, welche in der Regel jahrlich zehn Mal tagte, weg-
fallen. Durch die bisherige Sekretariatsfihrung ist im Amt fir Landwirtschaft und Umwelt
das Fachwissen fur den Vollzug des Bodenrechts bereits vorhanden.

Art. 3 Abs. 1 Bst. n

Der Regierungsrat ist fur die Festlegung der Standardarbeitskrafte und allenfalls weiterer
Bedingungen fir die Definition eines landwirtschaftlichen Gewerbes nach Art. 5 Bst. a
und Art. 7 BGBB zustandig. Mit der AP 2011 wird voraussichtlich gemass Bundesrecht
1.0 SAK als untere Grenze fur ein landwirtschaftliches Gewerbe gelten, der Kanton kann
diese Grenze bis auf 0.75 SAK herabsetzen. Bisher galt im Kanton die bundesrechtliche
Gewerbegrenze von 0.75 SAK. Die Gewerbegrenze hat vor allem bei der Erbteilung, bei
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der Auslibung von Vorkaufsrechten mit der Ubernahme zum Ertragswert, der Realteilung

und bei der Raumplanung fur das Geltendmachen von zusatzlichem Wohnraum (zweite
Wohnung) grosse Bedeutung.

Im Weiteren legt der Regierungsrat zu Art. 9 BGBB erganzende Anforderungen zur
Selbstbewirtschaftung von Personen fest, die ein landwirtschaftliches Grundstiick oder
Gewerbe erwerben wollen und bisher nicht in der Landwirtschaft tatig waren. Er bestimmt
auch, gestitzt auf Art. 60 BGBB, die bei der Entlassung von Parzellen aus dem Boden-
recht durch die Vollzugsstelle anzuwendenden Flachemasse beispielsweise bei der Fest-
legung des Umschwungs bei der Abparzellierung von nicht mehr landwirtschaftlich ge-
nutzten Wohnhausern.

Art. 3 Abs. 1 Bst. 0

Das BGBB bezeichnet in Art. 6 Abs. 2 BGBB Anteils- und Nutzungsrechte an Allmenden,
Alpen, Wald und Weiden, die im Eigentum von Allmendgenossenschaften, Alpgenossen-
schaften, Waldkorporationen oder dhnlichen Kérperschaften stehen, als landwirtschaftli-
che Grundstiicke und unterstellt sie damit dem Bodenrecht. Art. 5 Bst. b BGBB erméch-
tigt die Kantone, solche Anteils- und Nutzungsrechte vom Geltungsbereich des bauerli-
chen Bodenrechts auszunehmen, allerdings nur insoweit, als es sich um Rechte handelt,
die nicht zu einem landwirtschaftlichen Gewerbe gehdren. Nach Anwendung von

Art. 5 Bst. b BGBB waren dann diese Rechte unter anderem frei handelbar.

Solche Anteils- und Nutzungsrechte, wo sich allenfalls die Frage der Anwendung von
Art. 5 Bst. b BGBB stellt, gibt es vor allem bei den Alprechten (Alptitel) der Alpen, die im
Eigentum der Alpgenossenschaft Engelberg stehen. Es betrifft dort insbesondere die Al-
pen Gerschni, Obhag, Stoffelberg und Wand. Der Kanton Nidwalden hat die Alprechte
auf den benachbarten Alpen (Gemeindegebiet Wolfenschiessen) im Gegensatz zu Ob-
walden bereits seit 2002 aus dem Geltungsbereich des BGBB ausgeschlossen.

Mit der vorgeschlagenen Regelung erhalt der Regierungsrat die Kompetenz in Ausfih-
rungsbestimmungen klar zu regeln, ob Art. 5 Bst. b BGBB anwendbar ist oder nicht.

Fur die Festlegung des ortsiiblichen Bewirtschaftungsbereiches bei der Zupacht von
Grundstucken nach Art. 33 Abs. 1 LPG und beim Erwerb von Grundstiicken nach Art. 63
Abs. 1 Bst. d BGBB ist ebenfalls der Regierungsrat zustandig. Zur Férderung einer bes-
seren Arrondierung hat der Regierungsrat in Abstimmung mit dem Agrarleitbild bisher
einzig bei Finanzhilfen fir Strukturverbesserungen den ortstuiblichen Bewirtschaftungsbe-
reich mit zehn Kilometer (Fahrdistanz ab dem Betriebszentrum) festgelegt. So dirfen
Flachen ausserhalb des ortstiblichen Bewirtschaftungsbereiches bei der Beurteilung von
Finanzhilfen fur Strukturverbesserungsmassnahmen nicht bertcksichtigt werden. Fur die
Festlegung des ortstiblichen Bewirtschaftungsbereiches bei der Zupacht sind die speziel-
len Regelungen bei landwirtschaftlichen Nutzflachen und Alpen der 6ffentlich-rechtlichen
Korperschaften zu beriicksichtigen.

In anderen Kantonen ist die Bandbreite des ortstiblichen Bewirtschaftungsbereichs zwi-
schen neun und zwolf Kilometer festgelegt.

Art. 3 Abs. 1 Bst. p

Nach Art. 83 Abs. 3 BGBB hat der Kanton eine Aufsichtsbehdrde und nach Art. 88 Abs. 1
BGBB eine Beschwerdeinstanz zu bezeichnen. Da das Volkswirtschaftsdepartement
nach Art. 4 Abs. 1 Bst. d Aufsichtsbehdrde ist, kann dieses aus rechtlichen Grinden nicht
gleichzeitig Beschwerdeinstanz sein. (Dies wirde sich eigentlich aufgrund von Art. 67 des
Staatsverwaltungsgesetzes vom 8. Juni 1997, GDB 130.1 ergeben, da das Amt fur
Landwirtschaft und Umwelt Bodenrechtsentscheide verfiigt.) Demnach ist der Regie-
rungsrat als Beschwerdeinstanz zu bezeichnen. Bereits bisher galt diese Regelung, da
die Bodenrechtskommission dem Regierungsrat unterstand.

Art 4 Abs. 1 Bst. b

Grundsatzlich legt der Regierungsrat bei den verschiedenen Férdermassnahmen die Vo-
raussetzungen, Bedingungen und Auflagen in Ausfiihrungsbestimmungen fest (Art. 3
Abs. 1). Das Departement setzt im Rahmen des Staatsvoranschlages und der frei be-
stimmbaren Ausgaben nach der Finanzhaushaltverordnung die Beitrdge im Einzelfall fest.
Aufgrund neuer Massnahmen in Art. 9 Abs. 2 und Art. 10 musste der Gesetzestext er-
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ganzt werden. Bei den (ibrigen Anderungen handelt es sich um Klarstellungen der Zu-
standigkeiten im Sinne des oben erwahnten Grundsatzes.

Art. 4 Abs. 1 Bst. c

Nach Art. 3 Abs. 1 Bst. | regelt der Regierungsrat bei der Gewahrung von kantonalen
Beitréagen die Folgen der Zweckentfremdung. Da das Volkswirtschaftsdepartement nach
Art. 4 Abs. 1 Bst. b die entsprechenden Beitrdge im Einzelfall verfiigt, macht es Sinn,
dass dieses auch die Massnahmen bei Zweckentfremdungen anordnet.

Art 4 Abs. 1 Bst. d

Wie bisher soll das Volkswirtschaftsdepartement Aufsichtsbehdérde bleiben. (Vergleiche
Kommentar zu Art. 3 Abs. 1 Bst. p.)

Art. 5 Amt fur Landwirtschaft und Umwelt

Wie bereits unter Art. 3 Abs. 1 Bst. | (alt) ausgefiihrt, soll das Boden- und Pachtrecht wie
in andern Kantonen vom Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt vollzogen werden. Neben
den allgemeinen Informations- und Beratungstatigkeiten sowie Administrationsaufgaben,
die bereits bisher das Amt sicherstellte, sind es in Ausfuihrung von Art. 90 BGBB sowie
der vorgesehenen Ausfuhrungsbestimmungen des Regierungsrats gemass Art. 3 Abs. 1
Bst. n und o vor allem folgende zusatzliche Aufgaben:

— Bewilligung von Ausnahmen vom Realteilungs- und Zerstiickelungsverbot
(Art: 60 BBB),

— Bewilligung des Erwerbs eines landwirtschaftlichen Gewerbes oder Grundstiicks
(Art. 61 bis 65 BGBB),

— Bewilligung der Darlehen, welche durch ein die Belastungsgrenze Ubersteigendes
Pfandrecht gesichert werden (Art. 76 Abs. 2 BGBB), wobei vorgesehen ist, diese Be-
stimmung mit der AP 2011 aufzuheben,

— Erlass von Feststellungsverfuigungen tber die Anwendbarkeit des BGBB
(Art. 84 BGBB).

In Ausfihrung von Art. 53 LPG sowie der vorgesehenen Ausfiihrungsbestimmungen ge-
mass Art. 3 Abs. 1 Bst. o sind es folgende zusétzliche Aufgaben:

— Bewilligung der verklrrzten Pachtdauer (Art. 7 und 8 LPG),

— Bewilligung der parzellenweise Verpachtung (Art. 31 und 32 LPG),

— Entscheid Uber Einsprachen gegen die Zupacht (Art. 33 bis 35 LPG),

— Bewilligung des Pachtzinses fur landwirtschaftliche Gewerbe (Art. 42 LPG),

— Entscheid Uber Einsprachen gegen den Pachtzins Uber die Grundstiicke (Art. 44 LPG),
wobei vorgesehen ist, diese Bestimmung mit der AP 2011 aufzuheben,

— Erlass von Feststellungsverfiigungen tber die Anwendbarkeit des LPG (Art. 49 LPG).

Nachdem nun auch in Obwalden gewerblicher Weinbau betrieben wird, ergibt sich fir das
Amt fir Landwirtschaft und Umwelt im Zusammenhang mit der Ursprungsbezeichnung
(Appellation d*Origine Controlée, AOC) zur Kennzeichnung von Weinen, gestitzt auf die
Verordnung tber den Rebbau und die Einfuhr von Wein (Weinbauverordnung) vom

7. Dezember 1998 (SR 916.140) eine weitere Aufgabe. Neben der Bewilligung von Neu-
und Ersatzpflanzungen von Reben sind dabei spatestens bis 1. Januar 2008 die Anforde-
rungen fur die Ursprungsbezeichnung festzulegen. Die Weisungen werden in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Branchenverband der Zentralschweiz sowie der zentralschweize-
rischen AOC-Expertenkommission erarbeitet.

Weitere Vollzugsaufgaben ergeben sich im Zusammenhang mit neuen Massnahmen auf-
grund der AP 2011 sowie der zuséatzlichen kantonalen Massnahmen aufgrund dieser Ge-
setzesanpassung.

Art. 7 Abs. 3

Bereits bisher war der Einwohnergemeinderat einspracheberechtigte Behdrde. Durch die
Neuzuweisung des Vollzugs des Pachtrechts zum Amt fur Landwirtschaft und Umwelt
werden die Ausfiihrungsbestimmungen zum Bundesgesetz Uber die landwirtschaftliche
Pacht vom 21. Dezember 2004, wo der Einwohnergemeinderat als einspracheberechtigte
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Behorde bezeichnet war, aufgehoben. Dadurch wird die Ubernahme dieser Regelung ins
kantonale Landwirtschaftsgesetz notwendig.

Art. 8 Abs. 2

Die Kostenpflicht wird seit 2005 in der kantonalen Gebuhrengesetzgebung geregelt. Ver-
gleiche weiterer Kommentar zu Art. 3 Abs. 1 Bst. b (alt).

Art. 9 Abs. 1

Wie in Kapitel 5.1.1 erlautert, hat der Regierungsrat aufgrund der Marktsattigung bei Bio-
produkten die Unterstitzung der Umstellung auf Biolandbau mit eigenstandigen kantona-
len Beitragen aufgehoben, um mit diesen Beitrdgen andere umweltfreundliche Bewirt-
schaftungsformen zu unterstitzen. Der Biolandbau wird jedoch immer noch mit einem
zusétzlichen Flachenbeitrag von Fr. 200.— je ha Grinland vom Bund unterstutzt. Da heu-
te auch andere umweltfreundliche Bewirtschaftungsformen durch Information und Bera-
tung gefordert werden und die kantonalen Biobeitrdge wegfielen, sind spezifische Hin-
weise auf die Umstellungsbeitrage fur den Biolandbau nicht mehr notwendig. Im Ubrigen
ware es auch ohne diesen Gesetzestext moglich, den Biolandbau finanziell zu unterstuit-
zen, wenn sich die Rahmenbedingungen wieder andern wirden. Mit der Erganzung mit
den Begriffen ,Anlagen und Einrichtungen* wird préazisiert, dass damit auch technische
Anlagen bzw. Einrichtungen férderungswirdig sind, die zu einer umweltfreundlichen und
nachhaltigen Bewirtschaftung fihren. So werden beispielsweise bereits heute unter die-
sem Artikel Schleppschlauchverteiler mit der Beratung gefordert und finanziell unterstutzt.
Diese tragen sehr wirksam und effizient zur Reduktion von Ammoniakverlusten aus der
Landwirtschaft bei. Diese Massnahme soll auch konsequent weiter unterstiitzt werden, da
mit den bisherigen Anstrengungen wohl einiges bei der Verminderung der Ammoniakver-
luste und der Geruchsemissionen erreicht wurde, aber immer noch grosser Handlungs-
bedarf besteht. Auch die zurzeit gezielte Beratung und Information zu den erneuerbaren
Energien in der Landwirtschaft (z.B. Biogasanlagen, Kompostierung) ist in diesen Begrif-
fen miteingeschlossen.

Die Unterstitzung weiterer Massnahmen, wie beispielsweise die Neupflanzung von
Hochstammobstbaumen oder die Férderung anderer naturnahen Landschaftselemente
kann im Rahmen der zurzeit laufenden Revision der kantonalen Naturschutzverordnung
diskutiert werden. Die Zustandigkeit liegt beim Bau- und Raumentwicklungsdepartement.

Art. 9 Abs. 2

Diese Ergadnzung ergibt sich aus den vorgesehenen Anpassungen der Bundesgesetzge-
bung im Rahmen der AP 2011. In Art. 77a und 77b LwG ist vorgesehen, dass der Bund
Beitrége fur eine nachhaltige Nutzung der von der landwirtschaftlichen Produktion beno-
tigten Ressourcen wie Stickstoff, Phosphor und Energie, fur eine Optimierung des Pflan-
zenschutzes sowie fiur den verstarkten Schutz und die nachhaltigere Nutzung des Bo-
dens und der biologischen Vielfalt in der Landwirtschaft gewahrt. Die Leistungen mussen
Uber den gesetzlich geforderten Zustand und die mit anderweitigen Bundesbeitrédgen ab-
gegoltenen Leistungen hinausgehen. Die Anreizbeitrage sollen neuen Techniken und
Organisationsformen sowie strukturellen Anpassungen zum Durchbruch verhelfen, die
Verbesserungen in diesen Bereichen bringen. Dabei muss es sich um tberbetriebliche
regionale Projekte handeln. Die Tragerschaft eines solchen Projekts kann privat und/oder
offentlich sein. Eine finanzielle Mitbeteiligung des Kantons ist nicht zwingend vom Bund
vorgeschrieben. Trotzdem wird vom Bund empfohlen eine Gesetzesgrundlage zu schaf-
fen, damit bei Projekten von regionalwirtschaftlichem Interesse eine Mitbeteiligung des
Kantons moglich ware. Zurzeit sind im Kanton keine solchen Projekte vorgesehen.

Art. 10 Abs. 1 (alt)

Durch die NFA wird die nationale Tierzuchtférderung alleinige Sache des Bundes. Ver-
gleiche dazu die Ausfuhrungen in Kap. 2.2.1 und 6.2.1.

Art. 10 Tiere

Die Forderung der Tierzucht und des Viehabsatzes mit eigenstandigen kantonalen Bei-
tragen soll aufgrund der Bedeutung fur die Obwaldner Landwirtschaft beibehalten wer-
den. Vergleiche dazu die Ausfiihrungen in Kap. 5.1.2.
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Zusatzlich wird eine Gesetzesgrundlage fiir die arbeitsteilige Jungviehaufzucht geschaf-
fen. Mit der vollstédndigen Aufhebung der Milchkontingentierung auf 2009 fallen zwei
Massnahmen weg, die bisher die arbeitsteilige Jungviehaufzucht zwischen dem Tal- und
Berggebiet wirksam forderte. Einerseits entfallt die Moglichkeit der Ubertragung von Zu-
satzkontingenten in der Héhe von 2000 kg an Produzenten ausserhalb des Berggebiets,
wenn diese ein weibliches Zuchttier aus dem Berggebiet kaufen. Andererseits entfallt
auch die Regelung, dass Milchproduzenten aus dem Talgebiet nur Milchkontingente aus
dem Berggebiet kaufen kdnnen, wenn diese im Gegenzug ihre Tiere zur Aufzucht dem
Bergbetrieb vertraglich abgaben. Durch die Aufhebung dieser Massnahmen entfallt ein
Anreiz der Uberbetrieblichen Arbeitsteilung bei der Jungviehaufzucht und trifft vor allem
die Berglandwirtschaft. Die Arbeitsteilung in der Jungviehaufzucht ist aus betriebswirt-
schaftlichen und organisatorischen Griinden eine empfehlenswerte Form der Uberbetrieb-
lichen Zusammenarbeit. Je nach Betriebsstruktur ist die spezialisierte Rinderaufzucht
eine gute Alternative zur Milchproduktion. Zudem sind die Aufzuchttiere unentbehrlich fur
die Alpwirtschaft, die immer grossere Schwierigkeiten hat gentigend Tiere zu finden. Der
Verkauf von Jungvieh ist eine nicht zu unterschétzende Einnahmequelle fir unsere
Landwirtschaft. Gestitzt auf die Zielsetzungen des Agrarleitbildes, wonach die Uberbe-
triebliche Zusammenarbeit zur besseren Wirtschaftlichkeit geférdert und vernetzt werden
soll, wird mit dem vorgeschlagenen Gesetzestext die Moglichkeit einer Anreizfinanzierung
geschaffen. Gestiitzt auf Art. 3 Abs. 1 Bst. e legt der Regierungsrat in Ausfihrungsbe-
stimmungen die Bedingungen und Auflagen zur Beitragsberechtigung fest. Es ist vorge-
sehen unabhangig der Zone den Verkehrsmilchproduzenten im Kanton einen Beitrag je
Aufzuchttier zu gewahren, wenn diese von einem Aufzuchtbetrieb im Kanton ein Tier
Ubernehmen. Dabei sollen bezlglich Haltedauer und Alter des Aufzuchttieres bestimmte
Auflagen im Sinne der bisherigen Regelung mit den Zusatzkontingenten gelten.

Art. 14 Abs. 2

Da der Begriff ,Starthilfe* beim Bund fiir Darlehen zur Ubernahme von Betrieben verwen-
det wird, gab es immer wieder Verwechslungen mit dem kantonalen Begriff ,Starthilfe"
zur Forderung des Absatzes mit innovativen Projekten. Daher wird der Begriff angepasst.

Art. 17 Abs. 1

Die Anpassungen ergeben sich aus der NFA, da der Bund mit Programmvereinbarungen
die Voraussetzung einer kantonalen Gegenleistung nicht mehr zwingend beitrags- und
objektbezogen festlegen muss.

Art. 17 Abs. 2

Mit dieser Gesetzesgrundlage kann der Kanton eigenstandig den Ersatzbau und die Sa-
nierung von Wohneigentum im Berggebiet mit kantonalen Beitragen (ohne Beteiligung
des Bundes) unterstiitzen.

Mit dem Inkrafttreten der NFA fallt die finanzielle Unterstiitzung des Bundes zur Verbes-
serung der Wohnverhaltnisse im Berggebiet weg.(Vgl. Kap. 2.2.4). Damit entféllt auch die
gesetzlich gebundene Gegenleistung des Kantons.

Die Wohnbauforderung mit Beitragen stellt eine wirksame, regionalpolitisch bedeutsame
Massnahme zugunsten der Berggebiete dar. Bei den Nutzniessern handelt es sich fast
ausschliesslich um einkommensschwache, meist gréssere Bauernhaushalte. Mit der bis-
herigen Unterstitzung konnte die Wohnqualitat erheblich verbessert werden. Seit 1993
bis 2006 wurden in Obwalden fiir 131 Projekte Beitrdge von 12.40 Millionen Franken zu-
gesichert. Die Projekte l6sten ein Bauvolumen von 67.12 Millionen Franken aus, welches
mehrheitlich dem einheimischen Gewerbe zu Gute kam. Der Bedarf ist nach wie vor
gross, stehen doch zurzeit 11 Gesuche (wovon 10 landwirtschaftliche) auf der Warteliste.
In den andern Zentralschweizer Kantonen mit Ausnahme von Zug soll die Férderung der
Wohnbausanierung wenigstens im Ausmass des bisherigen kantonalen Beitrags weiter-
gefuhrt werden. (Aufgrund der Finanzkraft betrug der Kantonsanteil im landwirtschaftlich
vergleichbaren Kanton Nidwalden bereits bisher Fr. 500 000.-.) Entsprechende Geset-
zesvorlagen sind auch dort in Vorbereitung. In Nidwalden hat das Parlament die Vorlage
bereits verabschiedet und schrankt die Bezugsberechtigung auf die Landwirtschaft bzw.
auf Wohnbauten von langfristig existenzfahigen Landwirtschaftsbetrieben ein. Gestutzt
auf Art. 3 Abs. 1 Bst. | legt der Regierungsrat die Bedingungen und Auflagen fest. Es ist
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vorgesehen, die Bedingungen und Auflagen im Sinne der bisherigen Regelung mit den

WS-Beitragen zu tbernehmen. Insbesondere dirfen dabei die Gesuchsteller bestimmte
Einkommens- und Vermdgensgrenzen nicht tberschreiten.

Art. 17 Abs. 3

Abs. 3 lasst zu, dass weitere Massnahmen in der Landwirtschaft mit kantonalen Beitra-
gen eigenstandig unterstitzt werden kénnen, wenn diese zu Strukturverbesserungen
beitragen. Zurzeit besteht diesbezlglich kein Handlungsbedarf. Als ein mdglicher An-
wendungsbereich kénnte sich beispielsweise mit der Energiegewinnung aus Biomasse
mit Biogasanlagen ergeben. Fir solche Anlagen, die durchaus im regionalwirtschaftlichen
Interesse liegen kénnen, hat der Bund auch mit der AP 2011 keine Beitrage vorgesehen.
Gestutzt auf Art. 3 Abs. 1 Bst. | wiirde der Regierungsrat die Bedingungen und Auflagen
festlegen.

Art. 18 Kantonale Leistung

Bisher konnte unter bestimmten Bedingungen nur im Tiefbau eine héhere als vom Bund
verlangte Mindestleistung gewahrt werden. Aufgrund der NFA kann dies jedoch auch im
Hochbau notwendig werden, um allenfalls mit den bisherigen Beitragssatzen weiterzufah-
ren. Es ist zurzeit noch nicht bekannt, wie hoch die Beitragshthe des Bundes ist und wel-
che Minimalleistung der Bund dem Kanton vorschreibt. Beispielsweise kann es angezeigt
sein, dass unter bestimmten Bedingungen die Ansatze der kantonalen Beitrage tber die
vom Bund vorgeschriebene Mindestleistung erhht werden kénnen. Im Weiteren kann
eine Erhéhung der kantonalen Leistung auch aus anderen wirtschaftlichen Grinden an-
gezeigt sein. Die wichtigsten Bedingungen dazu sind die Wirksamkeit der Massnahme
zur Strukturverbesserung (z.B. die volkswirtschaftliche Bedeutung bei umfassenden
Strukturverbesserungen) und die wirtschaftliche Lage der Bauherrschaft. Weitere Aufla-
gen und Bedingungen sowie der Anteil der kantonalen Leistung (z.B. in Prozent der Bun-
desleistung) legt der Regierungsrat gestutzt auf Art. 3 Abs. 1 Bst. k in Ausfiihrungsbe-
stimmungen fest.

Die weiteren Bestimmungen in bisherigen Art. 19 Abs. 2 bis 4 (alt) kbnnen gestrichen
werden. Die Bestimmungen in Abs. 2 (alt) ergeben sich aus den obigen Erganzungen
bzw. aus der Strukturverbesserungsverordnung des Bundes. Da der Regierungsrat die
kantonale Leistung im Rahmen der im Budget verfligbaren Mittel festlegt, ist auch Abs. 3
(alt) Gberflussig. Abs. 4 (alt) regelt die Strukturverbesserungsverordnung des Bundes.

Art. 19 Mindestbeitrage

Durch diese Prazisierung wird klar, dass die Festlegung der Mindestbeitrage die Bundes-
und Kantonsbeitrage betrifft. Gestutzt auf Art. 3 Abs. 1 Bst. k hat diese der Regierungsrat
festzulegen. Bisher betrugen diese in der Regel Fr. 10 000.-.

Art. 20 Vorbehalt Bundesrecht

Dieser Vorbehalt gilt nur fir die kantonalen Beitrage, die als Gegenleistung zu Bundes-
beitragen gewahrt werden. Fir eigenstandige kantonale Beitrage nach Art. 17 Abs. 2 und
Abs. 3 legt der Regierungsrat gestiutzt auf Art. 3 Abs. 1 Bst. | entsprechende Bestimmun-
gen und Auflagen fest, die sich allenfalls teilweise auf die Bundesgesetzgebung abstut-
zen konnen.

Art. 24 (alt) Aufgehoben

Dieser Artikel wurde unverandert in den Art. 27 verschoben. Es handelt sich um eine
Ubergangsbestimmung, da durch die Aufgabenteilung Kanton und Gemeinden die Ge-
meinden nur noch bei Fallen nach altem Recht vor der Aufgabenteilung betroffen sind.

Art. 26 Strafbestimmungen

Bei Verbundaufgaben mit dem Bund ergeben sich die Strafbestimmungen in Verbindung
mit Art. 20 in der Regel aus der Bundesgesetzgebung. Bei eigenstandigen kantonalen
Massnahmen bzw. bei kantonalen Massnahmen, die tber die Bundesgesetzgebung hi-
nausgehen, muss eine entsprechende kantonale Strafbestimmung aufgenommen wer-
den.
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Art. 27 Abs. 2

Vergleiche Kommentar zu Art. 24 (alt).
Art. 27 Abs. 3

Die kantonale Verordnung uber die Verbesserung der Wohnverhaltnisse wird in Art. 28
Bst. b aufgehoben. Deshalb muss in Abstimmung mit der Bundesgesetzgebung eine
Ubergangsbestimmung geschaffen werden.

Sarnen, 29. Mai 2007

Bericht des Volkswirtschaftsdepartements.doc



	1.  Zusammenfassung 
	2.  Notwendigkeit der Gesetzesanpassung  
	2.1 Weiterentwicklung der Agrarpolitik des Bundes  
	2.2 Neugestaltung Finanzausgleich  
	2.2.1 Tierzucht 
	2.2.2 Beratung 
	2.2.3 Strukturverbesserungen 
	2.2.4 Wohnbausanierung 
	2.2.5 Finanzkraftzuschläge 

	2.3 Neuausrichtung kantonaler Fördermassnahmen 
	2.4 Neue Zuständigkeiten beim Vollzug des Boden- und Pachtrechts 
	3. Zielerreichung kantonaler Agrarpolitik 
	4.  Lage der Obwaldner Landwirtschaft 
	4.1 Wirtschaftliche Ausgangslage 
	4.1.1  Struktur der Landwirtschaftsbetriebe  
	Strukturdaten der Obwaldner Landwirtschaftsbetriebe im Vergleich (2005)1)

	4.1.2  Landwirtschaftliches Einkommen 
	Einkommenslage der Obwaldner Landwirtschaft, 20051)

	4.1.3  Strukturwandel 
	Betriebsentwicklung seit 2000 


	4.2 Soziale Auswirkungen 
	4.3 Ökologische Lage 

	5.  Bisherige Fördermassnahmen  
	 
	5.1 Kantonale Fördermassnahmen ohne Mitbeteiligung des Bundes 
	5.1.1  Förderung nachhaltiger Bewirtschaftungsformen (Art. 9 KLwG) 
	5.1.2 Förderung Tierzucht und Viehabsatz (Art. 10 Abs. 2 KLwG) 
	5.1.3 Förderung Absatz innovative Projekte (Art. 14 Abs. 2 KLwG) 
	5.1.4 Übersicht kantonaler Fördermittel 
	Kantonale Finanzmittel nach Förderbereichen 


	5.2.  Fördermassnahmen im Verbund mit dem Bund  
	5.2.1 Nationale Tierzuchtförderung (Art. 10 Abs. 1 KLwG) 
	5.2.2 Förderung Ökoqualität (Art. 11 Abs. 1 KLwG) 
	5.2.3 Strukturverbesserungen (Art. 12 und Art. 18 Abs. 1 KLwG) 
	5.2.4 Wohnbausanierung  
	5.2.5  Landwirtschaftliche Beratung (Art. 8 KLwG) 
	5.2.6 Betriebshilfedarlehen (Art. 16 Abs. 1) 
	5.2.7 Jährliche finanzielle Mittel bei Verbundaufgaben 
	Finanzmittel von Bund und Kanton bei Verbundaufgaben nach Förderbereichen
	Voranschlag 2006
	Voranschlag 2007




	Förderbereiche
	Bund 
	Kanton 
	Bund 
	Kanton 
	5.3 Fördermassnahmen mit alleinigen Bundesmitteln 
	5.3.1 Direktzahlungen 
	Direktzahlungen der Landwirtschaft (alleinige Bundesmittel) 
	Direktzahlungen
	Voranschlag 2006
	Voranschlag 2007
	Fr.  20 780 000.–
	Fr.  21 680 000.–
	Fr.   3 300 000.–
	Fr.   3 400 000.–
	Fr.   2 750 000.–
	Fr.   2 750 000.–
	Total

	Fr. 26 830 000.–
	Fr. 27 830 000.–


	5.3.2 Investitionskredite 

	6.  Personelle und finanzielle Auswirkungen des Nachtrags 
	6.1  Personelle Auswirkungen 
	6.2  Finanzielle Auswirkungen (Vergleichsbasis: Voranschlag 2006) 
	6.2.1  Auswirkungen NFA  
	6.2.2  Auswirkungen bei weiteren Bereichen  

	7.  Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln 
	Titel, Ingress 



